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A.

Rekurrentin

gegen

Notariatsinspektorat des Kantons Ziirich,

Rekursgegner

betreffend Rekurs gegen das Resultat der Fachpriifung im Beurkundungs-

wesen vom 23. Juni 2021



Erwagungen:

1.  Prozessverlauf

1.1. Am 22. April 2021 absolvierte die ehemalige Notariatssekretarin A.
(fortan: Rekurrentin) zum dritten Mal die Fachprufung im Beurkundungswesen,
nachdem sie diese in den Jahren 2018 und 2020 nicht bestanden hatte (act. 1

S. 1 und 6; act. 8/2 S. 2). Mit Schreiben vom 23. Juni 2021 teilte das Notariatsin-
spektorat des Kantons Zirich der Rekurrentin mit, dass sie die Fachprifung er-
neut nicht bestanden habe. Gestutzt auf § 20 Abs. 3 der Verordnung des Oberge-
richts Uber die Voraussetzungen der Erteilung der erweiterten Befugnisse an Be-
amte und Angestellte der Notariate sowie die Durchfiihrung der Fachprifungen
(Weiterbildungsverordnung) vom 14. Dezember 1988 (LS 242.15) stehe ihr das
Recht auf eine mundliche Erlauterung durch den Unterzeichnenden, Notariats.. .-
B._ ,zu(act. 8/8). Von diesem Recht machte die Rekurrentin am 8. Juli 2021
Gebrauch (act. 8/9 f.).

1.2.  Mit Eingabe vom 21. Juli 2021 an die Verwaltungskommission des Oberge-
richts des Kantons Zurich erhob die Rekurrentin Rekurs gegen das Resultat der

Fachprufung 2021 und stellte folgenden Antrag (act. 1 S. 5):

"Unter BerUcksichtigung samtlicher obgenannten Erwagungen gibt es im vorliegen-
den Fall rechtliche Bedenken an der Korrektheit des Prifungsresultates. Im Konkre-
ten betrifft es das Verbot von Willkir sowie dem Grundsatz nach Treu und Glauben.

Ich beantrage die Prufung 2021 als bestanden zu werten."

1.3. Mit Verfugung vom 15. Marz 2022 (empfangen am 21. Marz 2022; act. 6
S. 1) wurde dem Rekursgegner eine Frist von 30 Tagen zur Beantwortung des
Rekurses angesetzt (act. 6). Die Rekursantwort vom 19. April 2022 ging gleichen-
tags hierorts ein (act. 7; act. 8/1-10). Der Rekursgegner beantragt die Abweisung
des Rekurses (act. 7 S. 3).

1.4. Mit Verfugung vom 22. April 2022 wurde die Rekursantwort der Rekurrentin
zur freigestellten Stellungnahme innert 30 Tagen zugestellt (act. 9). Mit Eingabe

vom 5. Mai 2022 liess sich die Rekurrentin rechtzeitig vernehmen (act. 10). Mit



Verfligung vom 11. Mai 2022 wurde die Vernehmlassung der Rekurrentin dem
Rekursgegner zur Kenntnisnahme zugestellt (act. 11). Dieser hat sich nicht mehr

vernehmen lassen. Das Verfahren erweist sich damit als spruchreif.

2.  Zur Fachprifung im Beurkundungswesen; Prozessuales

2.1. Gemass § 37 lit. b des Notariatsgesetzes vom 9. Juni 1985 (NotG; LS 242)
regelt das Obergericht durch Verordnung die Voraussetzungen der Erteilung der
erweiterten Befugnisse an Notariatsangestellte sowie die Durchfihrung der Fach-
prufung. Das Obergericht hat von dieser Kompetenz Gebrauch gemacht und am
14. Dezember 1988 die Weiterbildungsverordnung (fortan: WBV; LS 242.15) er-
lassen. Demnach werden im Beurkundungs-, Grundbuch- und Konkurswesen flr
das Personal der Notariate jahrlich stattfindende Fachkurse durchgefiihrt, die zum
Ziel haben, den Teilnehmern das nétige Fachwissen fur die Aufgabe als Beamter
oder Angestellter mit erweiterten Befugnissen zu vermitteln (§ 7 i.V.m. 13 WBV).
Die Organisation und Leitung der Fachkurse obliegt dem Notariatsinspektorat,
welches fur die Durchfihrung Referenten beizieht (§ 11 f. WBV). Zur Prifungsab-
nahme wahlt die Verwaltungskommission des Obergerichts eine Fachprufungs-
kommission, bestehend aus drei Mitgliedern und drei Ersatzleuten. Als Mitglieder
und Ersatzleute sind Vertreter des Notariatsinspektorates, Notare und Notar-
Stellvertreter wahlbar. Prasident ist der Vertreter des Notariatsinspektorates (§ 19
Abs. 1-3 WBV). Die Fachprifungskommission entscheidet, ob die Prifung be-
standen ist oder nicht. Die Prufungsarbeit ist zu bewerten. Das Ergebnis der Pri-
fung wird auf der Prufungsarbeit vermerkt und den Kandidierenden durch das No-
tariatsinspektorat mitgeteilt. Besteht die Kandidatin die Prifung nicht, hat sie das
Recht auf mindliche Erlauterung durch den Prasidenten der Fachprifungskom-
mission (§ 20 WBYV). Die nicht bestandene Fachprufung kann wiederholt werden.
Nach zwei erfolglosen Prufungen ist der erforderliche Fachkurs nochmals zu be-

suchen, im Beurkundungswesen nur der Repetitionskurs (§ 21 WBV).

2.2. Die Mitteilung des Prufungsresultates vom 23. Juni 2021 wurde zwar nicht
in Form einer formellen Verfugung erlassen. Dennoch kann die entsprechende
Mitteilung als Anordnung bzw. Verfigung im Sinne von § 19 Abs. 1 lit. a VRG

qualifiziert werden (vgl. auch Bosshart/Bertschi, in: Alain Griffel (Hrsg.), Kommen-



tar VRG, 3. Auflage 2014, § 19 N. 16). Denn fir diese Qualifikation ist nicht die
Bezeichnung als Verfugung erforderlich, sondern der tatsachliche rechtliche Ge-
halt. Der Rekursgegner hat mit der Mitteilung vom 23. Juni 2021 somit eine nega-
tive Verflgung erlassen (vgl. Bosshart/Bertschi, Kommentar VRG, § 19 N. 28).
Diese Mitteilung war mittels Rekurs anfechtbar (§ 19 Abs. 1 lit. a VRG).

2.3. Als Angelegenheit der Justizverwaltung, zu welcher auch die Weiterbildung
von Personal gehort (vgl. Hauser/Schweri/Lieber, GOG-Kommentar, 2. Auflage,
vor §§ 67 N. 4), war der Rekurs an die Verwaltungskommission des Obergerichts
des Kantons Zurich zu richten (§ 18 Abs. 1 lit. a der Verordnung Uber die Organi-
sation des Obergerichts vom 3. November 2010 [OrgV OGer], LS 212.51). Die
Verwaltungskommission ist daher zur Behandlung des vorliegenden Rekurses
zustandig (§ 5 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 3 VRG). Sie entscheidet Gber Justiz-
verwaltungssachen in Dreierbesetzung (§ 16 Abs. 3 OrgV OGer).

2.4. Der Rekurs richtet sich nach §§ 19 ff. VRG (LS 175.2). Er ist innert

30 Tagen, welche Frist vorliegend eingehalten wurde (vgl. oben E. 1.1. f.), bei der
Rekursinstanz schriftlich einzureichen (§ 22 Abs. 1 VRG). Mit Rekurs kdnnen a.
Rechtsverletzungen einschliesslich Ermessensmissbrauch, Ermessensuber-
schreitung oder Ermessensunterschreitung, b. unrichtige oder ungenugende
Feststellung des Sachverhaltes sowie c. Unangemessenheit der angefochtenen
Anordnung gerugt werden (§ 20 Abs. 1 lit. a.-c. VRG). Im Rekursverfahren kon-
nen keine neuen Sachbegehren gestellt werden. Neue Tatsachenbehauptungen
und neue Beweismittel sind jedoch zulassig (§ 20a VRG). Zur Einreichung eines
Rekurses ist legitimiert, wer ein schutzwiirdiges Interesse an der Anderung der
Anordnung geltend machen kann (§ 21 Abs. 1 VRG), was fur die Rekurrentin
grundsatzlich zutrifft, auch wenn sie die Prufung jahrlich wiederholen kénnte (vgl.
VGr, 2.8.2007, VB.2007.00060, E. 1.31). Der Rekursentscheid umreisst kurz den
Tatbestand und fasst die Erwagungen zusammen (§ 28 Abs. 1 Satz 1 VRG). Die
Rekursinstanz untersucht den Sachverhalt von Amtes wegen (§ 7 Abs. 1 VRG).

Eine Mitwirkungspflicht der tbrigen Verfahrensbeteiligten besteht aber einerseits

! www.zh.ch/de/politik-staat/streitigkeiten-vor-verwaltungsgericht/rechtsprechung-des-
verwaltungsgerichts/urteile-in-der-entscheiddatenbank-suchen.html



unter den gesetzlichen Voraussetzungen von § 7 Abs. 2 VRG; andererseits lasst
sich eine solche nach der Rechtsprechung auch aus dem Grundsatz von Treu
und Glauben ableiten. Auch im Rekursverfahren gilt die Untersuchungsmaxime;
Lehre und Rechtsprechung gehen indessen im Grundsatz davon aus, dass im
Rekursverfahren eine abgeschwachte Untersuchungspflicht gilt, da dieses stets
durch Parteiantrage eingeleitet wird. Die rekurrierende Partei hat die ihre Rigen
stitzenden Tatsachen darzulegen und allenfalls Beweismittel einzureichen. Ent-
sprechend ist im Rekurs zu begriinden, inwieweit die angefochtene Anordnung
auf einer unrichtigen oder unvollstandigen Sachverhaltsermittiung beruht. An die-
se Begrundungs- bzw. Substanziierungspflicht durfen freilich keine hohen Anfor-
derungen gestellt werden. Die Rekursinstanz ist aber nicht verpflichtet, ohne ent-
sprechende Parteivorbringen den Sachverhalt umfassend zu prifen (Donatsch,
Kommentar VRG, § 20 N. 43 ff.).

2.5. Nach standiger Rechtsprechung von Bundes- und Verwaltungsgericht kann
die Rechtsmittelbehdrde ihre Kognition ohne Verstoss gegen Art. 29 Abs. 2 BV
einschranken, soweit die Natur der Streitsache einer unbeschrankten Nachpru-
fung des angefochtenen Entscheids entgegensteht. Dabei handelt es sich dogma-
tisch betrachtet um eine Herabsetzung der Prufungsdichte bei grundsatzlich un-
eingeschrankter Kognition. Die Prufungsdichte kann in dieser Weise insbesonde-
re bei der Uberpriifung von Examensleistungen herabgesetzt werden. Mit Bezug
auf die Bewertung einer Prifungsleistung ist es daher zulassig, wenn die

Rechtsmittelbehorde erst einschreitet, wenn die Bewertung nicht nachvollziehbar

ist, offensichtliche Mangel aufweist oder auf sachfremden Kriterien beruht. Anders

ist es hingegen, wenn die Auslegung oder Anwendung von Rechtssatzen streitig
ist oder Verfahrensmangel gertgt werden. In solchen Fallen hat die Rechtsmittel-
instanz uneingeschrankte Prifungsbefugnis und muss diese auch ausschépfen.
Samtliche Einwendungen, die sich auf den ausseren Ablauf des Examens oder
der Bewertung beziehen, gelten als Verfahrensfragen. Zu denken ist etwa an die
falsche Zusammensetzung des Prifungsgremiums oder die Abwesenheit eines
Experten. Als Ermessensfragen gilt demgegentber namentlich die Benotung oder
Bewertung einer Aufgabe durch den Examinator. Bei der inhaltlichen Bewertung

einer wissenschaftlichen Arbeit bestehen regelmassig Beurteilungsspielraume,



die es zwangslaufig mit sich bringen, dass dieselbe Arbeit verschiedenen Ein-
schatzungen auch von Fachleuten unterliegen kann. Gerichtsbehdrden durfen
sich insoweit Zurtickhaltung auferlegen, solange es keine Hinweise auf krasse
Fehleinschatzungen gibt. Eine erfolgreiche Ruge, ein Kandidat hatte bei einer
Aufgabe mehr Punkte erhalten sollen, setzt daher eine qualifizierte Unangemes-
senheit voraus (BGE 1311467 E. 3.1 S. 473% BGE 136 | 229 E. 5.4.1; VGr
13.7.2011, VB.2010.00651, E. 2.2 m.w.H.; Donatsch, Kommentar VRG, § 20

N 87 ff.).

3. Zur Sache

3.1. Der Rekursgegner fuhrt aus, dass die Rekurrentin in keiner Weise aufzei-
ge, welche ihrer Prifungsantworten aus ihrer Sicht richtig gewesen waren und
warum (act. 7 S. 2 E. 3) a)). Die Rekurrentin bestatigt dies, indem sie explizit er-
klart, dass sie einen Rekurs aufgrund ihrer Erwagungen 1-4 (dazu nachfolgend

E. 3.2. ff.) einreiche und nicht basierend auf einer oder mehreren spezifischen

Antworten zu Prufungsfragen (act. 10 S. 2). In der Tat macht die Rekurrentin an

keiner Stelle ihres Rekurses geltend, dass eine oder mehrere ihrer Antworten un-
terbewertet worden waren (vgl. demgegenuber als Beispiel, wo solches geltend
gemacht wurde, etwa BGer 12. 5.2020, 2D_68/2019, E. 7.1.-7.5.). Wenn die Re-
kurrentin aber nicht rigt, dass eine oder mehrere ihrer Antworten mit zu wenigen
Punkten bedacht worden seien, ist die Rekursinstanz im Rahmen der abge-
schwachten Untersuchungsmaxime nicht verpflichtet, die Prifungslosung der Re-
kurrentin selber nach allenfalls offensichtlich zu Unrecht nicht vergebenen Punk-
ten zu durchforschen. Die Leistungen der Rekurrentin anlasslich der Fachprifung
im Beurkundungswesen vom 22. April 2021 sind damit grundsatzlich nicht inhalt-

lich zu Uberprufen (vgl. oben E. 2.4. a.E.).

3.2. a) Die Rekurrentin bemangelt unter Erwagung 1 eine ungenaue Kommu-
nikation bei den Prifungsbesprechungen (act. 1 S. 1 f.). Die mindliche Erlaute-
rung habe "nach allgemeiner Praxis" zwei Ziele: Einerseits, die Prifung formal zu

Uberprufen, andererseits aber auch, dem Prfling zu erklaren, wie die Punkte zu-

2 www.bger.ch/index.htm -> Rechtsprechung



stande kamen und welche Antworten erwartet wirden. Die Besprechungen unter-
lagen dem Rechtsgrundsatz von Treu und Glauben, indem der Prufling Experten-
ratschlage gutglaubig annehme. Vorliegend, so die Rekurrentin, seien ihr in allen
drei Prufungsbesprechungen unterschiedliche Begriindungen fur ihr Nichtbeste-
hen und Empfehlungen fir die Wiederholungsprufungen geliefert worden.
Schlussendlich sei es aber nicht das gewesen, was anscheinend verlangt gewe-
sen ware (act. 10 S. 2). 2018 habe man ihr gesagt, die Antworten seien zu kurz,
und sie musse am Zeitmanagement arbeiten. Das aktuelle Wissen reiche nicht
aus. 2020 habe es geheissen, die Antworten seien viel zu lang. Inhaltlich habe sie
zu viele Details genannt und sich in Exkursen verloren. Sie solle sich nicht noch
tiefer in die Materie einlesen. Es sei Pech gewesen. 2021 sei die Ruckmeldung
schliesslich gewesen, dass sie sich bei der Beantwortung der Fragen vor allem an
das Skript halten solle (act. 1 S. 2).

Im Weiteren macht die Rekurrentin geltend, 2020 und 2021 die beste der unge-
nuagenden Kandidierenden gewesen zu sein. 2020 hatten ihr 1,5 Punkte gefehlt,
2021 nur 0,5 Punkte. Hatte sie bereits bei der ersten Prifungsbesprechung oder
spatestens bei jener im Sommer 2020 erfahren, welche Art von Antworten gefor-
dert gewesen ware, hatte sie sich auf die Prafung 2021 besser vorbereiten kon-
nen. Fur die Prufungseinsicht 2021 habe sie beantragt, eine "unabhangige, neut-
rale Begleitperson" mithehmen zu durfen. Man habe aber nur eine in den Pri-
fungsprozess involvierte Drittperson zugelassen. Um ein Recht vollumfanglich
geltend zu machen und es zu verstehen, musse es moglich sein, dass Laien pro-
fessionelle Experten als Unterstutzung hinzuziehen konnten. Dieses Recht sei ihr

verwehrt worden (act. 1 S. 2).

b) Der Rekursgegner fihrt einleitend aus, dass jede Prufung von drei Mit-
gliedern oder Ersatzleuten der Fachprifungskommission einzeln geprift und be-
wertet werde. Der Referent stelle anschliessend der Kommission detailliert Antrag
Uber die Prufungsabnahme (act. 7 i.V.m. act. 8/6). In einer Abstimmungssitzung
wurden in der Prifungskommission die Korrekturen derjenigen Kandidierenden,
die im kritischen Band lagen, erneut, nun gemeinsam, beurteilt. Abschliessend

wurden alle Prifungsresultate festgelegt (vgl. act. 8/7, unterzeichnet von allen drei



Prifern). Die mindliche Erlauterung im Sinne von § 20 WBYV laufe standardisiert
wie folgt ab: Der Kandidatin werde aufgrund der Rangliste der Prufungsergebnis-
se (act. 8/7) unter Abdecken der Namen der anderen Kandidierenden aufgezeigt,
wo sie in Rang und erreichten Punkten stehe und was die erforderliche Punktzahl
zum Bestehen der Prifung sei. Die Kandidatin erhalte anschliessend ihre Prifung
mit den Korrekturen (act. 8/5) und die Musterlosung der Prufungskommission
(act. 8/4) zur Durchsicht. Schliesslich wirden wo gewunscht die Abweichungen
von den geforderten Antworten besprochen und fachliche Fragen beantwortet.
Soweit mdglich werde die Kandidatin flr eine erneute Prifung motiviert, und es
werde, im Sinne einer unverbindlichen Hilfestellung, versucht, aus den Schilde-
rungen der Kandidatin mogliche Grinde fur eine Zeitknappheit an der Prufung
oder andere Ursachen des Scheiterns zu ergrinden (act. 7 S. 2). Die Rekurrentin
bezeichnete mit Eingabe vom 5. Mai 2022 diese einleitenden Bemerkungen des
Rekursgegners zum Prufungsablauf und zum Besprechungsinhalt als korrekt und
fuhrte erganzend aus, dass dieses Vorgehen nicht Gegenstand ihres Rekurses
sei (act. 10 S. 1).

Zur Erwagung 1 der Rekurrentin, so der Rekursgegner, sei zu sagen, dass sie di-
verse Aussagen als Zitate darstelle. Diese Zitate konnten so heute nicht bestatigt
werden. Bei der mundlichen Erlauterung sei wie oben geschildert vorgegangen
worden. Welche "Art von Antworten gefordert gewesen ware", sei der Rekurrentin
damit bekannt gewesen. Nach Absolvieren aller Kurse und dreier Prifungen
handle es sich bei der Rekurrentin nicht um eine Laiin. Sie sei damit einverstan-
den gewesen, dass in Erweiterung von § 20 Abs. 3 WBV der Kurs- und Prifungs-
referent, Notar C.___ |, an der mundlichen Erlauterung teilgenommen habe

(act. 7 S. 2).

c) Mit dem vorliegenden Rekurs kdnnen nur Sachverhalte im Rahmen der
Fachprufung 2021 gerugt werden, so dass mit Bezug auf die Rugen im Zusam-
menhang mit den Prifungen 2018 und 2020 auf den Rekurs nicht einzutreten ist.
Was die Rekurrentin aus der Rickmeldung 2021, wonach sie sich bei der Beant-
wortung der Fragen vor allem an das Skript halten solle, flr sich ableiten will, ist

nicht nachvollziehbar. Im Ubrigen ist es gerechtfertigt, von Priifungskandidieren-



den die Fahigkeit zu erwarten, die angemessene Lange ihrer Antworten — nicht zu
kurz, aber auch nicht Gbermassig lang — selber einschatzen zu konnen. Dass an-
lasslich der Fachprufung im Beurkundungswesen nicht nur Fachwissen abgefragt
wird, sondern auch die praktisch wichtige Fahigkeit zur selbstandigen und zielge-
richteten Arbeit, bei welcher nicht alles bis ins Detail vorgegeben wird, unter Be-
weis gestellt werden muss, macht das Wesen der Fachprufung als Zulassung zu
erweiterten Befugnissen im Beurkundungswesen mit Einzelunterschrift gerade
aus (vgl. dazu VGr 2.8.2007, a.a.O., E. 3.2.3).

Auch der Ruge der Rekurrentin, wonach sie keine neutrale Begleitperson an die
Prufungseinsicht habe mithnehmen durfen, ist kein Erfolg beschieden. Das Recht
auf mundliche Erlauterung steht der Kandidatin zu und ist mithin nicht parteiéffent-
lich (§ 20 Abs. 3 WBV). Es stand im Ermessen des Rekursgegners, den Antrag
der Rekurrentin betreffend Mitnahme einer "unabhangigen, neutralen Begleitper-
son" (und nota bene nicht betreffend Mitnahme einer — definitionsgemass nicht
neutralen — anwaltlichen Vertretung, vgl. auch act. 8/9) abzuweisen. Zudem
macht die Rekurrentin, die die konkrete Bewertung ihrer Prifungsldésung wie er-
wahnt ohnehin nicht in Frage stellt, nicht substanziiert geltend, dass ihr dadurch

ein Nachteil entstanden sei.

3.3. a) In Erwagung 2 halt die Rekurrentin fest, dass bei den Prufungskorrektu-
ren der Verdacht auf ein hohes Mass an Subjektivitat und somit ein erhdhtes Risi-
ko auf Willkir bestehe. Schweizerische Universitaten wirden mit Prifungslauf-
nummern arbeiten, um einen hohen Grad an Objektivitat und Neutralitat zu ge-
wahrleisten und dadurch genau das Risiko auf willkirliche Prufungskorrekturen zu
verringern. Vorliegend sei dies nicht der Fall. Samtliche Teile der Fachprufung
wurden stets mit Vor- und Nachnamen des Priflings bezeichnet, so dass alle Pri-
fer einsehen kdnnten, welche Person hinter welchem Schriftstiick stecke. Verglei-

che man ihre Punkte aus den vergangenen Jahren, sehe es so aus:

Jahr Punkte der Rekurrentin Mindestpunktzahl zum Bestehen
2018 21,5 26
2020 23,5 25

2021 24,5 25
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Ihr Verdacht stiitze sich auf die Ausserungen an der dritten Priifungseinsicht. Man
habe ihr gesagt, dass es ihr Versagen gewesen sei, dass ihre personliche Steige-
rung zu gering ausgefallen und man von ihr enttauscht gewesen sei, dass sie an
einem von der Prifungskommission angesprochenen Repetitionskurs nicht aktiv

teilgenommen habe.

Zudem werde einem nicht mitgeteilt, wo der Schnitt zum Bestehen der Prufung
liege und wie dieser zustande komme. Es gebe keine allgemeine Berechnungs-
methode. Der Schnitt zwischen Bestehen und Nichtbestehen werde jedes Jahr
von der Prufungskommission bei einem Gesprach festgelegt. Im vorliegenden Fall
gebe es auf explizite Nachfrage nur die Regelung, dass man die Priufung bestehe,
wenn man von den sechs Teilbereichen (funf Falle und 30 Einzelfragen) mindes-
tens so viele Punkte erreiche, dass der Klassengesamtschnitt in mindestens drei
von sechs Bereichen ubertroffen sei. Dabei spiele es keine Rolle, um wie viele
Punkte pro Teilaufgabe der Klassendurchschnitt ubertroffen werde, sondern es
gehe um die Summe der Ubertreffungen. Diese Regelung sei in der gangigen
Praxis nicht Ublich und werde auch nach Gewohnheit bei Prifungen in der
Schweiz nicht erwartet. Die Gewahr von Willkir sei durchaus gegeben (act. 1
S.2f).

b) Der Rekursgegner antwortet, die Rekurrentin fuhre erneut die Prifungen
2018 und 2020 auf, welche nicht Gegenstand des Rekurses seien. Sie kritisiere,
dass angeblich erwahnt worden sei, dass es letztlich ihr Versagen gewesen sei
bzw. dass ihre personliche Steigerung zu gering ausgefallen sei. Was an diesem
Fakt, der sich aus dem Prifungsergebnis ableiten liesse, willkurlich ware, bleibe
offen (an anderer Stelle fuhrt der Rekursgegner aus, eine Formulierung, wonach
es "ihr Versagen" gewesen sei, werde aus Motivationsgrinden nicht verwendet;
act. 7 S. 3 lit. ¢)). Die Aussage, es werde nicht mitgeteilt, wo der Schnitt zum Be-
stehen der Prufung liege, sei falsch (vgl. oben E. 3.2. b) Abs. 2). Die Fachprafung
solle aufzeigen, ob die Kandidatin befahigt sei, mit einer Einzelunterschrift die er-
weiterten Befugnisse im Beurkundungswesen zu erflllen. Namentlich auch im Be-
reich der Beurkundung von Rechtsgeschaften tber dingliche Rechte drohten bei

ungenugender Qualifikation letztlich auch Haftungsanspriche gegenuber dem
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Kanton. Leider habe die Rekurrentin die Prifungskommission auch im dritten An-

lauf nicht von ihren Fahigkeiten Uberzeugen konnen (act. 7 S. 2 f.).

c) Die Rekurrentin prazisiert, sie kritisiere, dass den Pruflingen die zum Be-
stehen nétige Punktzahl nicht vor Absolvieren der Prifung mitgeteilt werde. Der
Umstand, dass die notige Punktzahl erst nach Diskussion der knappen Kandidie-
renden unter Offenlegung von deren Namen festgelegt werde, lasse ein hohes

Mass an Willkar vermuten (act. 10 S. 1).

d) Gemass Art. 9 BV hat jede Person Anspruch darauf, dass staatliche Or-
gane sie ohne Willkur behandeln. Bei der Bewertung von Leistungskontrollen liegt
Willkar vor, wenn sich die Prufungsleitung von sachfremden oder sonstwie offen-
sichtlich unhaltbaren Erwagungen hat leiten lassen, so dass die Bewertung unter
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten nicht mehr vertretbar erscheint (BGE 131 |
467,473 f.; BGE 136 | 229, 237). Richterliche Instanzen Uberprifen die Ange-
messenheit einer Bewertung wie erwahnt (oben E. 2.5.) nur mit besonderer Zu-
ruckhaltung. Das Bundesgericht geht davon aus, dass die Anwesenheit mehrerer
Experten an der Prifung genugend Gewahr fur eine Objektivierung der Bewer-
tung bildet (vgl. VGr 17.4.2019, VB.2018.00648, E. 7.1. m.w.H.), und das Verwal-
tungsgericht bezeichnet ein Kollegium bestehend aus mehreren Mitgliedern einer
Prufungsbehorde als geeignetes Mittel zur Vermeidung von Rechtsungleichheiten
und Willkir bei der Bewertung; die mehrfache Korrektur schriftlicher Prifungen
vermoge die Bewertung weitgehend zu objektivieren (VGr 2.8.2007, a.a.O.,

E. 3.2.1). Eine ein Rechtsmittel ergreifende Person hat somit darzutun, dass die
Bewertung offensichtlich unhaltbar ist oder auf einer krassen Fehleinschatzung
beruht (VGr 17.4.2019, a.a.0., E. 7.1).

Die von der Rekurrentin geriigten Ausserungen, wonach das Nichtbestehen ihr
Versagen gewesen sei und ihre personliche Steigerung zu gering gewesen sei,
mogen, wenn sie denn so getatigt wurden, subjektiv unangenehm deutliche Erkla-
rungen fur ihr Nichtbestehen sein, vermogen aber keinen Vorwurf der Willkir zu
begriinden. Dasselbe gilt fir die Ausserung, dass man von ihr enttiuscht gewe-
sen sei, dass sie an einem Repetitionskurs nicht aktiv teilgenommen habe. Nach-

dem die Rekurrentin explizit nicht rugt, einzelne oder mehrere ihrer Antworten
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seien offensichtlich unterbewertet worden, ist nicht dargetan, dass die Bewertung
zu tief ausgefallen ware, weil sich die Prufungskommission bei der Bewertung et-
wa von dieser Enttauschung hatte leiten lassen. Willkur liegt schliesslich auch
nicht alleine wegen des Umstandes vor, dass die Prifung nicht anonym absolviert
wurde. Das ist nicht vorgesehen, und darauf besteht kein Anspruch. Da wiederum
nicht gerugt wird, konkrete Antworten seien infolgedessen unterbewertet worden,

ist auch keine entsprechende Uberpriifung vorzunehmen.

Im Rahmen der WBYV fallt die Ausgestaltung der Prifung in das pflichtgemasse
Ermessen der Prifungsinstanz. Weil die WBV keine Vorschriften betreffend die
Bewertung der schriftlichen Prufungen enthalt, liegt diese im pflichtgemassen Er-
messen der Fachpriufungskommission. Letztere hat sich dabei freilich an die
Grundprinzipien des Verwaltungsrechts wie das Gebot der Gleichbehandlung und
das Willkdrverbot zu halten (vgl. VGr 13.7.2011, a.a.0., E. 4.2; VGr 27.8.2008,
VB.2008.00098, E. 4.1). Der Rekursgegner war nicht dazu verpflichtet, der Rekur-
rentin vorab die zum Bestehen der Prufung nétige Punktzahl mitzuteilen. Die Be-
wertung und Gewichtung der einzelnen Aufgaben ist ebenso wie das Festlegen
der Notenskala der Prifungsbehdrde Uberlassen, sofern auf alle Kandidierenden
der gleiche Massstab angewendet wird und dieser nicht auf sachfremden Kriterien
beruht (vgl. VGr 27.8.2008, a.a.0., E. 4.2; VGr 2.8.2007, a.a.0O., E. 3.2.4). Noten-
schllssel, die, wie die Rekurrentin geltend macht, "in der gangigen Praxis Ublich"
seien oder "nach Gewohnheit bei Prifungen in der Schweiz zu erwarten" seien,
gibt es somit nicht (vgl. dazu auch Marcel Koller, Was heisst "Faire Prufung"? Die
wesentlichen rechtlichen Aspekte bei Prifungen an schweizerischen Mittel- und
Hochschulen, Diss. St. Gallen 2001, S. 204 i.V.m. S. 24. ff. [Vergleich von "streng
linearer Bewertungsskala", "prufungs- bzw. klassenbezogener Bewertungsskala"
sowie "freier Bewertungsskala", welche je nach Argumentation alle zu tberzeu-
gen vermochten bzw. bezlglich welcher nicht festgestellt werden konne, dass
einzelne Schlussel per se ungerecht seien]). Dass eine Ungleichbehandlung der
Kandidierenden vorlage, wird sodann nicht behauptet — die Bewertungsskala
wurde auf alle Kandidierenden gleichermassen angewendet, und es ist im Ubri-
gen festzuhalten, dass auch bei einer Drittarbeit derselbe Massstab anzulegen ist

wie bei Pruflingen, die die Prifung zum ersten oder zweiten Mal absolvieren (VGr
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27.8.2008, a.a.0., E. 4.6). Es ist weiter nicht unsachlich, wenn die Resultate aller
Kandidierenden zueinander in Vergleich gesetzt werden, fliesst in eine Prufungs-
bewertung doch "unvermeidlicherweise" auch eine vergleichende Beurteilung aller
Kandidierenden ein (BGE 121 | 225, 228). Aus den Bemerkungen von Notar
C.__ vom 22. Juni 2021 geht gut nachvollziehbar hervor, wie die Prifungsauf-
gaben basierend auf welchen Grundlagen zusammengestellt wurden und wie die
Bewertung erfolgte. Es wird die im Vergleich zu den letzten Jahren sehr hohe
Durchfallquote von 39.13 % begriundet (etwas enttduschender Richtigkeitsgrad
der Fragen von durchschnittlich 43.05 %; Teilnehmerinnen mit einer Punktzahl
von unter 25 hatten eine zu magere Leistung erbracht, darunter leider auch vier
Wiederholerlnnen; act. 8/6). Anhaltspunkte fur eine sachfremde oder sonstwie of-
fensichtlich unhaltbare Bewertung der Prufung der Rekurrentin, die dazu fuhren
wurde, dass die Bewertung nicht mehr vertretbar erschiene, sind zusammenge-

fasst nicht ersichtlich.

3.4. a) Unter Erwagung 3 moniert die Rekurrentin eine "unangemessene Art
und Weise der Korrespondenz". Ausserungen wie "es war Pech”, oder "es sei ihr
Versagen gewesen", seien unbefriedigend und nicht angemessen gewesen. Sie
bemangle auch das Zeitmanagement und die Kommunikation der Resultate. Von
der schriftlichen Prufung an dauere es gut zwei Monate, bis das Resultat den
Pruflingen mitgeteilt werde, obwohl die Resultate schon friher feststiinden. So
habe bei ihrer ersten Prifung eine auf ihnrem damaligen Amt arbeitende Person
bereits vor ihr gewusst, dass sie die Prufung nicht bestanden habe. Immerhin ha-
be diese sie erst nach Erhalt des Resultats Uber diese Information in Kenntnis ge-
setzt. Weiter sei es sehr unterschiedlich, wie schnell man einen Termin fur die
Prufungsbesprechung erhalte. Dieses Jahr habe sie sich im Unterschied zu frihe-
ren Jahren nicht beklagen kénnen. Fir die Zukunft wiinsche sie sich eine
Schweigepflicht der Prufungskommission gegenuber allen nicht direkt an der Pru-

fung beteiligten Personen betreffend die Resultate der Pruflinge (act. 1 S. 4).

b) Der Rekursgegner sagt, es sei die Sicht der Rekurrentin, dass die Kom-
munikation nicht angemessen gewesen sei. Eine Formulierung, wonach es "ihr

Versagen" gewesen sei, werde aus Motivationsgrunden nicht verwendet. Es mus-
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se aber, so der Rekursgegner weiter, schon festgehalten werden, dass die Rekur-
rentin ihre Prifungsresultate selbst zu verantworten habe. Auch sei erwahnt, dass
diverse andere Kandidierende, die dieselbe Art der Prafungseinsicht gehabt hat-
ten, ihre Prufung im nachsten Anlauf bestanden hatten. Die Korrekturen durch die
drei Prufungsexperten und der Abgleich der Resultate fur diese wichtige Prifung
bendtigten Zeit und seien auch abhangig von der Verfugbarkeit der Prifungsrefe-
renten (Ferien etc.). Der Zeitpunkt der Bekanntgabe der Prifungsresultate werde
daher im Voraus kommuniziert. Ferner gebe der Rekursgegner die Prufungsresul-
tate allen gleichzeitig und schriftlich bekannt. Vom erwahnten Vorfall am friiheren
Arbeitsort der Rekurrentin habe man keine Kenntnis. Auch wurden Termine fur
eine Prufungseinsicht moglichst zeitnah vergeben, dazu seien keine Probleme
bekannt (act. 7 S. 3).

c) Soweit die Rekurrentin erneut Vorkommnisse im Rahmen der Prifungen
2018 und 2020 thematisiert, ist auf den Rekurs nicht einzutreten (vgl. oben E. 3.2.
c) Abs. 1)). Eine weitere Eintretensvoraussetzung ist die materielle Beschwer,
mithin das Beruhrtsein und die Betroffenheit in schutzwurdigen Interessen (§ 21
Abs. 1 VRG). Dies gilt sinngemass auch bei der Rige von Verfahrensmangeln,
welche ebenfalls einen praktischen Nutzen voraussetzt: Erwuchs der anfechten-
den Person kein Nachteil aus dem gerlgten Verfahrensmangel, so ist sie nicht
beschwert und folglich zur betreffenden Rige auch nicht legitimiert (vgl. Bertschi,
Kommentar VRG, § 21 N. 23).

Der Rekurrentin erwuchs aus den gerugten Sachverhalten kein Nachteil. Eine
Kommunikation, wie sie sich diese vorstellt, ein friheres Mitteilen des Prufungsre-
sultates und ein (noch) frGherer Besprechungstermin hatten an ihnrem Nichtbeste-
hen nichts geandert. Auch mit Bezug auf diese Rugen ist auf den Rekurs somit
nicht einzutreten. Der Wunsch der Rekurrentin nach einer "Schweigepflicht" be-
treffend die Prufungsresultate stellt schliesslich einen neuen Antrag dar, betref-
fend welchen im Sinne von § 20a Abs. 1 VRG auf den Rekurs nicht einzutreten

ist.

3.5. a) In Erwagung 4 fuhrt die Rekurrentin aus, dass mit einer Fachprifung

eruiert werden solle, ob das benétigte Fachwissen und auch die gangige Praxis
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fur die Austbung einer héheren Funktion vorhanden sei und mehr Verantwortung
und Selbstandigkeit im Berufsalltag an den Tag gelegt werden kdnne. Nach der
ersten Prufungsbesprechung sei ihr bewusst gewesen, dass das fachliche Wissen
noch zu wenig gewesen sei. Nach der zweiten Besprechung sei es bereits zu tief
gewesen, was sie noch heute erstaunen lasse, da ein Fachwissen ihres Erach-
tens nie zu tief gehen konne. Sie habe sich in der zweiten wie auch in der dritten
Prufung darauf konzentriert, sinngemasse und realitdtsnahe Antworten zu geben,
um zeigen zu koénnen, dass sie Falle praxisorientiert I6sen kdnne. In der Praxis
habe sich ihr vermehrt gezeigt, dass sie imstande sei, die Funktion einer Urkund-
sperson gewissenhaft auszuuben. Dies habe sich in ihrem Arbeitszeugnis und in
stets positiven Kundenfeedbacks widergespiegelt, zudem habe sie auch Unklar-
heiten von Personen, die die Fachprifung bereits bestanden hatten, beantworten
konnen. Phonetisches Wiedergeben sei Auswendiglernen, ohne einen Zusam-
menhang erlautern zu konnen. Nach ihrem Verstandnis setze der Beruf der Nota-
riatssekretarin mbA UP ("mit besonderen Aufgaben", "Urkundsperson") jedoch vo-
raus, sinngemasse, praxisbezogene Antworten zu geben, die auch fir Drittperso-
nen verstandlich seien, zeigen zu kénnen, dass der Prufungsstoff verstanden
wurde und Verknupfungen gewahrleistet seien, und die Rechtssprache Dritten
gegenuber korrekt und verstandlich zu erlautern. Sie zweifle an, ob die wortliche
Wiedergabe des Skripts den Effekt habe, selbstandige und fahige Urkundsperso-

nen zu rekrutieren (act. 1 S. 4).

b) Der Rekursgegner halt fest, dass die Prifungskommission seinerzeit ein-
stimmig zum Schluss gekommen sei, dass die Rekurrentin der anspruchsvollen
UP-Aufgabe noch nicht genlige. Der Rekurs zeige dazu nichts Neues auf (act. 7
S. 3).

c) Aufgrund der Zuriickhaltung bei der Uberpriifung von Priifungsentschei-
den (vgl. oben E. 2.5.) verfugen Examinatoren wie bei der Bewertung (vgl. oben
E. 3.3. d) Abs. 2) auch bei der Gestaltung und Durchfiihrung von Prifungen Uber
einen weiten Ermessensspielraum. Dies ist sachgerecht und sinnvoll, haben die
verantwortlichen Prifenden — vorliegend Notariats... und Notar B._ und die

Notare C. und D. , welche allesamt die anspruchsvolle Ausbildung
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zum Notar-Stellvertreter bestanden und nach mehrjahriger erfolgreicher prakti-
scher Tatigkeit auch das Wahlfahigkeitszeugnis als Notar erhalten haben (vgl.

§ 6 ff. NotG) — doch eine spezifische und umfangreiche Sachkenntnis in der Mate-
rie. Sie sind deswegen als Examinatoren zur Abnahme von Prifungen in ihrem
Fachgebiet in besonderem Masse geeignet (vgl. BVR 2020 S. 193, 203 f.). Es ist
daher Sache des jeweiligen Examinators, im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben
den entsprechenden Prufungsstoff auszuwahlen und die Prifungsaufgaben und -
fragen zu erstellen. Die Fachprufung bestand aus 30 Einzelfragen zur Theorie (20
Punkte) und funf Praxisfallen (40 Punkte; act. 8/4 und 8/6). Der Praxisbezug der
Fachprufung erscheint ohne Weiteres als gegeben; die Einwendungen der Rekur-
rentin, die vor allem auf der eigenen Einschatzung ihrer Fahigkeiten beruhen,
vermogen daran nichts zu andern. Auch aus ihrem Arbeitszeugnis (act. 1 S. 6)

vermag sie nichts zugunsten ihres Prifungsresultats abzuleiten.

3.6. Zusammenfassend vermag die Rekurrentin im Zusammenhang mit der
Fachprufung 2021, insbesondere mit ihrer Leistung und deren Bewertung, keine
qualifizierte Unangemessenheit des negativen Prufungsresultates darzulegen.
Ebenso wenig sind Rechtsverletzungen oder Verfahrensmangel zu erkennen. Der

Rekurs ist demnach unbegrindet und abzuweisen, soweit auf ihn einzutreten ist.

4. Kostenfolgen; Rechtsmittel

4.1. Ausgangsgemass sind die Kosten des Verfahrens der Rekurrentin aufzuer-
legen (§ 13 Abs. 1 VRG i.V.m. § 4 VRG i.V.m. § 20 GebV OG [LS 211.11]). Pro-

zessentschadigungen sind keine zu entrichten.

4.2. Hinzuweisen ist schliesslich auf das Rechtsmittel der Beschwerde an das
Verwaltungsgericht des Kantons Ztrich (§ 42 lit. ¢ Ziff. 1 VRG; vgl. auch Antrag
und Weisung des Regierungsrates vom 29. April 2009, Gesetz Uber die Anpas-
sung des kantonalen Verwaltungsverfahrensrechts, ABI 2009, S. 801 ff., S. 902).
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Es wird beschlossen:

Der Rekurs gegen das Resultat der Rekurrentin in der Fachprufung im Be-
urkundungswesen vom 23. Juni 2021 wird abgewiesen, soweit darauf einge-

treten wird.

Die Gerichtsgebuhr wird auf Fr. 800.— festgesetzt und der Rekurrentin aufer-

legt.
Es werden keine Prozessentschadigungen entrichtet.

Schriftliche Mitteilung, je gegen Empfangsschein, an die Rekurrentin und an

den Rekursgegner.

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen von der Zustellung an schrift-

lich und unter Beilage einer Kopie dieses Entscheides beim Verwaltungsge-
richt des Kantons Zirich, Militarstrasse 36, Postfach, 8090 Zirich, Be-
schwerde eingereicht werden. In der Beschwerdeschrift sind die Antrage zu

stellen und zu begrianden.

Zurich, 4. August 2022

Obergericht des Kantons Zirich
Verwaltungskommission

Gerichtsschreiberin:

lic. iur. C. Heuberger Golta

versandt am:
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	b) Der Rekursgegner sagt, es sei die Sicht der Rekurrentin, dass die Kommunikation nicht angemessen gewesen sei. Eine Formulierung, wonach es "ihr Versagen" gewesen sei, werde aus Motivationsgründen nicht verwendet. Es müsse aber, so der Rekursgegner...
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